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kung des Alkohols auf die MotilitÄt des Magens, es gÄbe, ebenso wie
auch hinsichilich der Sekretion, individuelle Unterschiede und auch
eine AbhÄngigkeit von der GewÅhnung. BÇcker erwÄhnt, daÉ wir
Ñber die Wirkung des reinen Alkohols auf die MagenmotilitÄt fast gar
nichts wissen. Nach WoLrr, KLemrerer und WoLrHArpr wirken kleine
Alkoholmengen auf die Magenentleerung beschleunigend, wenn auch
nicht mit systematischer RegelmÄÉigkeit. Broker und Frischer unter-
suchten die Wirkung des Biers auf den Magen auf rÅntgenologischem
Wege und ziehen aus ihren Untersuchungen die Folgerung, daÉ die
Verlangsainung der MotilitÄt in erster Linie dem Alkoholgehalt des
Bieres zuzuschreiben wÄre.
Unser Ziel war es, die Wirkung des reinen Alkohols auf die MotilitÄt
des Magens zu untersuchen. Unsere Versuchsmethodik war folgende:
Jede Versuchsperson wurde zweimal einer Untersuchung unterworfen,
indem sie gleichzeitig mit dem Kontrastbrei (Ventrobaryt) das
eine Mal Alkohol, das andere Mal die gleiche Menge Wasser zu
trinken hatte. Die Untersuchungen nahmen wir in mehreren Gruppen
vor. Bei der ersten tranken die Versuchspersonen gleichzeitig die
Kontrastsuspension (in der Menge von 300 ccm) und einmal
Wasser, das andere Mal Alkohol, und zwar schluckweise derart,
daÉ nach einem Schluck Suspension ein Schluck Wasser, bzw. Alkohol
getrunken wurde, immer mit der Suspension angefangen und mit
der FlÑssigkeit geendet. Bei der zweiten Gruppe wurde zuerst die
ganze Kontrastmitteldosis und dann die 300 ccm betragende Wasser-
bzw. Alkoholdosis getrunken. Diese zwei Hauptgruppen wurden in
noch je zwei Untergruppen geteilt, je nach der Konzentration des
dargereichten Alkohols (5, 8 bzw. 10/6). In diesen FÄllen betrug die
Gesamtmenge des verzehrten Kontrastbreies mitsamt der FlÑssigkeit
600 ccm. Eine dritte Serie stellten wir derart auf, daÉ die Gesamt-
menge nur 300 ccm betrug. Das wurde erreicht, indem 165 mg
Ventrobaryt einmal in reinem Wasser, das andere Mal in derselben

QuantitÄt von 5, 8 bzw. 10% Alkohol suspendiert wurden. Als ErgÄnzung
untersuchten wir noch zwei Serien, bei denen statt Ventrobaryt reines
Baryum sulfur. puris. pro RÅntgen verwendet wurde. Davon wurden
75 mg bei der einen Reihe mit einem dÑnnen wÄÉrigen Kartoffelbrei,
bei der zweiten Reihe mit gehacktem Schweinefleisch gleichmÄÉig ver-
mengt, beide in der Menge von ebenfalls 300 ccm. Darauf tranken
die untersuchten Personen 300 com Wasser bzw. Alkohol. Es sollte
damit entschieden werden, wie der reine Alkohol bei reiner Kohlen-
hydrat- bzw. reiner EiweiÉnahrung wirkt. Mit der geschilderten
Technik wurden im ganzen 48 magengesunde Personen untersucht.
Wenn wir die Ergebnisse der bei jeder Versuchsperson ausgefÑhrten
doppelten Uniersuchungen Ö einmal mit Wasser und einmal mit
Alkohol Ö miteinander vergleichen, so konnten wir nachweisen, daÉ
bei jeder von uns aufgestellten Gruppe der Alkohol die Entleerungs-
zeit verlÄngert, d. h.: nach AlkoholgenuÉ entleerte sich der Magen
bei demselben Individuum langsamer als nach dem Trinken einer
gleich groÉen Menge Wasser. Diese Differenz betrug im Mittel
25Ö30 Minuten mindestens 10 Minuten, lÄngstens 75 Minuten, in
einigen FÄllen sogar auch 100Ö120 Minuten. Diese Verlangsamung
der MotilitÄt war unabhÄngig von der Art der Anwendung des Alko-
hols und trat ebenso bei einer 5%/igen wie bei einer 8Ö10%/igen
LÅsung auf. Die gleiche Wirkung trat bei Darreichung von Ventro-
baryt, von Kartoffelbrei oder von Fleisch auf.

Zu den vielen Problemen, die in dem Offenburger ÜrzteprozeÉ an-
geregt und die, wie ich glaube, viel zu wenig von der Ürzteschaft
verfolgt wurden, gehÅrt auch das Problem der Beziehung des RÅnlgen-
bildes zu $ 218.
Als durch die Anzeige einer Ñbelwollenden Hebamme Ö leider sind

ja diese Motive meistens die Ursache solcher Prozesse Ö die Be-
schlagnahme der BÑcher und Akten der Angeklagten im Offenburger
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WÄhrend unsere Ergebnisse in Hinsicht auf die Austreibungszeit
qualitativ einheitlich waren und nur quantitativ ziemlich betrÄchtliche
Schwankungen im Sinne der oben angefÑhrten Zeiten aufwiesen,
haben sich Abweichungen anderer Art nicht so einheitlich gezeigt.
Wir kÅnnen eigentlich nur Ñber eine gewisse VerÄnderung der
Peristaltik berichten, denn betreffis anderer Charakteristika, wie
Tonus, Form, DurchlÄssigkeit des Pylorus usw. konnten wir nach
Trinken von Alkohol und Wasser keine Differenz feststellen. Auch
die Peristaltik blieb in etwa der HÄlfte der FÄlle unverÄndert. In den
Ñbrigen FÄllen konnten wir eine mehr oder weniger ausgeprÄgte
Exzitation bemerken. Diese Exzitation stellte sich einige Minuten
nach dem Trinken des Alkohols ein, indem die peristaltischen Wellen
tiefer, lebhafter und gehÄufter wurden. Nach 15Ö20 Minuten wurde
die Peristaltik wieder trÄge und nur in vereinzelten FÄllen blieb sie
auch weiterhin lebhafter als nach Wasser.

Im Laufe unserer Untersuchungen tauchte nebenbei die Frage auf,
wie sich die MagenmotilitÄt Ñberhaupt Ändert, je nachdem auÉer den
300 cem Kontrastbrei noch zwischendurch oder nachher eine FlÑssig-
keit getrunken wird? In Beantwortung dieser Frage fanden wir fol-
gendes: Die Entleerungszeit des Magens betrug in den FÄllen der
ersten Gruppe (300 ccm Suspension und zwischendurch 300 cem
Wasser) im Durchschnitt 3 Stunden, bei der zweiten Gruppe (300 cem
Wasser nachher getrunken) im Durchschnitt 2 Stunden 50 Minuten,
bei der dritten Gruppe (reine 300 ccm Suspension) durchschnittlich
2 Stunden 40 Minuten. Daraus ist zu ersehen, daÉ die neben dem
Kontrastbrei gereichte gleiche Menge Wasser die Austreibungszeit im
ganzen um 20 bzw. 10 Minuten verlÄngert hatte.

Einige Forscher legten auf die immer gleiche Temperatur der ver-
wendeten FlÑssigkeiten Gewicht. Unserseits benutzten wir stets ge-
wÅhnliches Wasserleitungswasser, und so konnten die Ergebnisse daher
ohne weiteres miteinander verglichen werden.

Zusammenfassung. Der reine Alkohol beeintrÄchtigt die Mo-
tilitÄl des Magens in dem Sinne, daÉ die Enlleerungszeit, wenn auch in
geringem MaÉe, jedoch ohne Zweifel verlÄngert wird. Die Steigerung
der Alkoholkonzentration innerhalb der Grenzen der Untersuchungen,
also 5Ö10á/o (bei 10á/0 fanden wir schon immer Zeichen eines kleinen
Rausches), Ändert die VerlÄngerung der Austreibungszeiten nicht,
vorausgesetzt, daÉ gleiche FlÑssigkeitsmengen getrunken werden.
Desgleichen zeigt die VerlÄngerung der Entleerungszeit keine wesent-
lichen Unterschiede, je nachdem, ob der Alkohol mit anderem
Nahrungsmittel vermischt, zwischendurch oder nachher getrunken
wird. Betrefis der Wirkung auf die Peristaliik und den Tonus
wurde gefunden, daÉ in den meisten FÄllen eine geringe Exzitation
auf unmittelbare Einwirkung des Alkohols auftritt; gesteigerte Peri-
staltik, von unwesentlicher TonusverÄnderung begleitet ist. Diese Fest-
stellungen sind natÑrliche Folgen der schon lÄngst erwiesenen Tat-
sache, daÉ der Alkohol auf die Magensekretion, insbesondere auf die

bekanntlich stehen Sekretion und MotilitÄt in enger Beziehung zu-
einander. Im Laufe unserer Untersuchungen konnten wir als Neben-
befund nachweisen, daÉ kleine Wassermengen, seien sie nach oder
wÄhrend der Verzehrung des Kontrastbreies getrunken, keinen we-
sentlichen EinfluÉ auf die Austreibungszeit ausÑben.

ProzeÉ erfolgte, wurde von den ersten SachverstÄndigen der nach-
trÄglichen RÅntgenuntersuchung bei den wegen Tuberkulose nach An-
sicht der Angeklagten indizierten Schwangerschaftsunterbrechungen
besondere Bedeutung beigemessen und SchlÑsse daraus gezogen, die
zunÄchst fÑr die Angeklagten auÉerordentlich ungÑnstig waren und
zur Aufnahme dieser FÄlle in das Anklagematerial fÑhrten. In meinem
ersten diese Frage berÑhrenden Gutachten habe ich in folgender Weise

Ç AusfÑhrliche Mitteilung mit Tabellen erfolgt andernorts. ai



3. Februar 1933

hierzu Stellung genommen Ö wozu noch zu bemerken ist, daÉ einige
dieser Untersuchungen jahrelang (bis zu 3 Jahren) nach dem vor-
genommenen Eingriff erfolgten Ö:

àSolche Untersuchungen rufen beim Laien Ö Staatsanwalt, Richter,
Geschworene und AnwÄlte sind in diesen Fragen Laien Ö den Ein-
druck hervor, als wenn durch die RÅntgenplatte eÇnwandfrei mit
Sicherheit festgestellt werden kann:

1. das Bestehen einer Lungentuberkulose an sich,

2. das Erkennen einer vorhergegangenen Lungentuberkulose nach Mo-
naten und Jahren, und schlieÉlich

3. das Aktivwerden einer Lungentuberkulose.â

Es ist bedauerlich, daÉ die SachverstÄndigen, die sonst die wissen-
schaftliche Literatur reichlich zu Rate gezogen haben, gerade in dieser
wichtigen und fÑr die AufklÄrung der Schuld wesentlichen Frage die
Heranziehung grundlegender wissenschaftlicher Arbeiten unterlassen
haben.

Auf Grund ihrer sorgfÄltigen vergleichenden anatomischen und rÅnt-
genologischen Untersuchungen haben GrÜrE und KÑrrerreti in ihrer
Monographie àDie Lungenphthiseâ und in ihrem Referat auf der
Tuberkulosetagung in Wildbad festgestellt: àIndessen lassen mir
meine eigenen Erfahrungen gar keinen Zweifel, daÉ die RÅntgenplatte
bis heute nicht in der Lage ist und wohl auch nicht sein wird, Ñber
jede anatomische SpitzenverÄnderung Ausdruck zu geben. Ö Wir dÑr-
fen deshalb den Mangel der äbereinstimmung unserer anatomisch-
pathologisch gewonnenen Auffassung mit der klinischen Auswertung
des RÅntgenbildes auf eine äberschÄlzung des Gellungsbereichs der
rÅnigenologischen Diagnostik zurÑckfÑhren. Ö Die RÅntgenplalte ist
deshalb grundsÄtzlich nicht in der Lage festzustellen, wo eine Tuber-
kulose beginnt.â

LACHMAnn ? schreibt àäber die Grenzen rÅntgenologischer Diagnostikâ
und sagt: àZu Beginn der ersten Ansiedlung der Tuberkelbazillen in
der Lunge werden wir keinen RÅntgenbefund zu erwarten haben.â
Im Ñbrigen sei zu dieser Fragestellung verwiesen auf Assmann 3,
Leipzig.

Nachdem durch diese Autoren sichergestellt ist, daÉ primÄr bestehende
aktive Tuberkulosen dem RÅntgendiagnostiker entgehen kÅnnen, ver-
weise ich auf das Urteil von PÇckHAn, SCHERR u. a., die es einstimmig
ablehnen, durch eine RÅntgenuntersuchung allein die AktivitÄt oder
die InaktivitÄt eines Prozesses mit Sicherheit zu entscheiden.

Weit unsicherer aber ist es, bei nachtrÄglich vorgenommenen Unter-
suchungen, die Monate oder Jahre, wie in unseren FÄllen, zurÑck-
liegen, eine Entscheidung darÑber zu treffen, ob im Moment der Tat
eine Tuberkulose vorgelegen hat oder nicht. HierÑber ist eine Rund-
frage* erschienen: àIst ausgeheilte Lungentuberkulose im RÅntgen-
bild sichtbar?â, in der Hauer, Wien (S. 1337), schreibt: àRÅntgeno-
logische Serienbeobachtungen haben gelehrt, daÉ Lungenprozesse, die
auf dem RÅntgenbild recht auffÄllig in Erscheinung getreten sind, sich
weitgehend zurÑckbilden konnten. TuberkulÅse Pneumonien in Form
ausgedehnter FlÄchenschatten verkleinern sich, ja verschwinden spur-
los.â Weiter teilt er mit, daÉ sogar Kavernen sich vÅllig zurÑckbilden
kÅnnen. Ferner schreibt Max Conn (S. 1416): àMan kÅnnte meinen,
daÉ jede ausgeheilte Lungentuberkulose auf dem RÅntgenbild dia-
gnostiziert werden mÑsse. Das ist nicht so. Es ist zweifelsfrei er-
wiesen, daÉ klinisch und rÅntgenologisch nachgewiesene Kavernen
ausgeheilt sind und auf dem RÅntgenogramm nicht eine Spur davon
zu sehen war. Auch Infiltrationen grÅÉeren Umfangs kÅnnen spurlos
verschwinden.â PÇckman 5 berichtet Ñber FÄlle, in denen nach 6 Mo-
naten schon grÅÉere, gleichmÄÉig befallene Lungenabschnitte so vÅllig
zurÑckgebildet sind, daÉ sie den normalen gleichkommen und nicht
mehr als krankhaft zu erkennen sind.

So glaube ich zu einem richtigen Urteil in meinem Gutachten gekom-
men zu sein, wenn ich sage: àEin negativer RÅntgenbefund sagt gar
nichts darÑber aus, ob zur Zeit der Unterbrechung ein aktiver oder
latenter ProzeÉ vorgelegen hat. Eine Nachuntersuchung nach Monaten
und Jahren ist im negativen Falle nach dem Stande der Wissenschaft
als vÅllig unbeweisend anzusehen.â

2 RÅntgenpraxis 1930, 2 H.17 8.77. Ö 3 Die klinische RÅntgendiagnostik.
F. C. W. Vogel, Leipzig 1929. Ö * Med. Welt 1927. Ö s RÅntgenpraxis
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äber die ebenso wichtige Frage, ob ein auf dem Gebiete der Lungen-

tuberkulose erfahrener Arzt, der deshalb nicht Facharzt zu sein
braucht, allein durch die Meihoden der Auskullalion und Perkussion
in der Lage sein kann, mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich-
keit ohne Zuhilfenahme des RÅntgenapparals eine Tuberkulose zu
konstlatieren, die ihn veranlaÉt, die Schwangerschaft zu unterbrechen,
mÑssen sich die Iniernisten ÄuÉern.

Das Offenburger Urteil hat auf Grund von SachverstÄndigengutachten,
die ich im ProzeÉ, soviel ich konnte, bekÄmpft habe, folgendes als
Votum, das von Ärztlicher Seite bestritten werden muÉ, angegeben
(S. 93 des Urteils): àEs ist eine Pflichtwidrigkeit darin zu erblicken,
daÉ ein Arzt sich in einem Fall, in dem Ñber die TÅtung einer Leibes-
frucht entschieden werden soll, auf den von der herrschenden Schul-
medizin keineswegs anerkannten Standpunkt stellt, daÉ die Intuition
und der Aspekt die exakte Einzeluntersuchung ersetzt und deshalb
die Anwendung dieser Untersuchungsmethoden unterlÄÉt.â

In dem betreffenden Fall aber war erstens der Vater der Patientin an
einer Lungenkrankheit gestorben; zweitens war die Patientin alljÄhr-
lich vom Herbst bis zum FrÑhjahr von Husten befallen und hatte das
ganze Jahr Auswurf. Sie hat die ganzen Jahre in Behandlung des be-
schuldigten Hausarztes gestanden, der in erster Linie sie selbstver-
stÄndlich hierbei auskultiert und perkutiert hat. SchlieÉlich hat der
Hausarzt nach genauer auskultatorischer und perkussorischer Unter-
suchung eine Durchleuchtung gemeinsam mit dem Chefarzt des Kran-
kenhauses dort vorgenommen, und danach habe man ihr gesagt, daÉ
die Schwangerschaft unterbrochen werden mÑsse (vgl. Blatt 89 des
Urteils).

Hier ist also weder von Intuition noch Aspekt die Rede, wie es das
Urteil ausfÑhrt, sondern von jahrelanger Beobachtung und schlieÉlich
einer RÅnfgendurchleuchlung.

Das Urteil aber fÄhrt fort: àEs kann deshalb dahingestellt bleiben, ob
die Zeugin im Dezember 1927 eine beginnende aktive Tuberkulose
hatte, die die Unterbrechung indiziert hÄtte, denn der Rechtfertigungs-
grund des Ñbergesetzlichen Noistandes greift nicht durch, weil die
objektive Bedingung seiner Anwendbarkeit, die pflichtgemÄÉe PrÑfung
der Notstandsvoraussetzungen, nicht vorliegt.â Und auf Seite 92: In
diesem Falle, àwo es sich um eine Lungentuberkulose handelt, konnte
ohne-die Methoden, die nicht angewendet wurden, insbesondere ohne
RÅntgenplatte, eine einigermaÉen sichere Diagnose Ñberhaupt nicht
geslelli werdenâ.

àDer Auffassung Prof. Liepmanns, man habe von den Angeklagten
bei BerÑcksichtigung ihrer persÅnlichen VerhÄltnisse ein anderes Vor-
gehen nicht verlangen dÑrfen, konnte sich das Gericht nicht an-
schlieÉen.â

Die Angeklaglen wurden demenisprechend wegen gemeinschaftlich
verÑbler Abtreibung zu 6 und 3 Wochen GefÄngnis verurteilt.

In einem anderen Falle lag nicht nur eine RÅntgendurchleuchtung,
sondern eine RÅnlgenaufnahme vor. Von dieser bemerkt der gericht-
liche SachverstÄndige, daÉ er in ihr keine krankhaften spezifischen
Lungenbefunde feststellen kÅnne. Er fand lediglich Zwerchfellpleura-
verwachsungen rechts und geringen Hochstand der medianen HÄlfte
des rechten Zwerchfells, auÉerdem eine Verbiegung der Brustwirbel-
sÄule. Eine Spitzentuberkulose sei auf der Platte nicht ersichtlich.

Gleichwohl kam das Offenburger Urteil in diesem Fall zu einem Frei-
spruch, weil (S. 139 des Urteils) àman sich nicht mit einer RÅntgen-
durchleuchtung begnÑgte, sondern auch eine RÅntgenplatte anfertigte.
Bei dieser Sachlage glaubte das Gericht trotz starker Bedenken die
Frage nach der pflichtgemÄÉen PrÑfung nicht mit Sicherheit verneinen
zu kÅnnen. Mangels ausreichenden Beweises muÉte der Angeklagte
daher von der Anklage der Abtreibung in diesem Falle freigesprochen
werden.â

Vielleicht ist die Heranziehung gerade dieser freigesprochenen FÄlle Ö
es waren mehrere Ö besonders geeignet, uns Ürzten zu zeigen, wie
gefÄhrlich es ist, wenn Fragen so schwieriger Natur wie die vor-
liegende in die Hand eines Gerichts gelegt werden, das Ö selbstver-
stÄndlich nach bestem Wissen und Gewissen, aber ohne den Gesamt-
komplex vÅllig zu erkennen Ö nunmehr ein Urteil fÄllt. In beiden
zitierten FÄllen nimmt das Gericht die MÅglichkeit einer bestehenden,
zur Schwangerschaftsunterbrechung indizierenden Tuberkulose an. In



dem einen Fall erfolgt Verurleilung, weil nur eine Durchleuchtung
gemacht wurde, in dem anderen Freispruch, trotz negativen Plallen-
befundes, weil die PrÑfung ordnungsgemÄÉ war.
Mit anderen Worten: Wer bei Lungentuberkulose eine Schwanger-
schaftsunierbrechung ausfÑhrt, ohne eine RÅntgenplalte anzufertigen,
macht sich strafbar!
Hierzu das Urteil weitester Kreise zu hÅren, ist um so wichtiger, als
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Ñberhaupt die ganze Fragestellung des Gerichts in diesem Falle mir
auÉerordentlich gefÄhrlich fÑr die Ürzte erscheint, weil es sich auf den
Standpunkt stellt: Mag eine Indikation zur Unterbrechung vorliegen
oder nicht, ist die PrÑfung nicht pflichtgemÄÉ erfolgt, dann ist der
Arzt zu verurteilen. Jetzt gehÅrt nichts weiter dazu als SachverstÄn-
dige, die diese oder jene Methodik vermissen, das PflichtgemÄÉe ver-
neinen Ö und der betreffende Arzt ist verurteilt.

Der bekannte Offenburger ÜrzteprozeÉ, in welchem der angeklagte
Arzt Dr. M. beschuldigt war, Sterilisationen aus nicht medizinischer
Indikation vorgenommen zu haben, hat mit der Verurteilung des An-
geklagten durch das Landgericht ein vorlÄufiges Ende gefunden. So-
weit die Berichte erkennen lassen, hat das Gericht sich im wesent-
lichen den von der Anklage vertretenen Standpunkt zu eigen gemacht,
daÉ in den einzelnen zur Anklage gestellten FÄllen die Sterilisation
nicht zu Heilzwecken erfolgt sei; gÑnstigenfalls kÅnne dem Angeklag-
ten zugebilligt werden, daÉ er aus sozialen Gesichtspunkten im Inter-
esse der Patientinnen zur Vornahme der Eingriffe gekommen sei.
Der Angeklagte hat, wie das Gericht mildernd anerkannt hat, die
Eingriffe nicht an ledigen Personen, sondern nur an verheirateten
Frauen vorgenommen, die in sehr schlechten wirtschaftlichen Ver-
hÄltnissen lebten.

Der Angeklagte hat, wie den Berichten zu entnehmen ist, sein bestes
Wollen und seine äberzeugung von der Richtigkeit seines Handelns
in einer Weise vor dem Gericht verteidigt, die einen nachhaltigen
Eindruck auf alle HÅrer gemacht hat. Dabei konnte aber an der
Feststellung nicht vorÑbergegangen werden, daÉ der Arzt, in Nicht-
beachtung pflichtgemÄÉen Verhaltens mit einem ganz ungewÅhnlichen
Leichtsinn ohne Protokoll und ohne Krankengeschichte vorgegan-
gen ist. ;

In einer Kritik des Urteilsspruches ist darauf hingewiesen, daÉ der
alte Satz, daÉ Strafirrtum den TÄter nicht straffrei mache, unter den
gegebenen UmstÄnden seinen Sinn verliere, da es sich keineswegs um
Taten handle, die von der allgemeinen RechtsÑberzeugung gebrand-
markt seien und von denen bisher nicht feststehe, unter welchen Vor-
aussetzungen sie strafbar seien; der Angeklagte hÄtte nicht wissen
kÅnnen, wie weit ihm das Gesetz zu gehen erlaube.

Zu diesen AusfÑhrungen mag einiges bemerkt werden. Es kann zu-
gegeben werden, daÉ die Rechtslage nicht eindeutig klar und den
Ürzten nur empfohlen werden kann, mit grÅÉter Vorsicht sich auf
diesem Gebiete zu bewegen.

Die Hauptschwierigkeit liegt darin, daÉ die Entscheidung meist darauf
hinauslÄuft, zu fragen: Wann handelt der die Sterilisierung vor-
nehmende Arzt gegen die guten Sitten? Wenn die gewÅhnliche Aus-
legung darauf hinausgeht, daÉ hierfÑr das àAnstandsgefÑhl der ge-
recht und billig Denkendenâ entscheidend sei, so ist hiermit, wie kaum
bestritten werden wird, nicht viel gewonnen.

Solange der Vorschlag des Entwurfs, daÉ derjenige, der eine KÅrper-
verletzung mit Einwilligung des Verletzten vornimmt, nur bestraft
wird, wenn die Tat gegen die guten Sitten verstÅÉl und weiter Ein-
griffe und Behandlungen, die der äbung eines gewissenhaften Arztes
entsprechen, keine KÅrperverletzungen im Sinne des Gesetzes sind,
keine Geltung hat, wird nach der herrschenden Meinung die zu Heil-
zwecken vorgenommene Sterilisierung, mag sie vom Ärztlichen Stand-
punkt noch so notwendig sein, wie jeder andere operative Eingriff
als strafbare KÅrperverletzung angesehen, wenn sie ohne die Einwilli-
gung des Patienten vorgenommen wird. Die mutmaÉliche Einwilligung
steht der ausdrÑcklich erklÄrten Einwilligung gleich. Die Einwilligung
zu einem Eingriff, der zu Heilzwecken vorgenommen wird, kann nicht
die guten Sitten verletzen, da die Gesundheit ein auch vom Staat ge-
schÑtztes Gut ist. Auch Eingriffe zur VerhÑtung drohender Krankhei-
ten erfolgen zu Heilzwecken, so z. B. wenn Fortpflanzungsorgane der-
art erkrankt sind, daÉ zur Vermeidung von Siechtum ihre Entfernung

geboten ist oder wenn durch die Operation schwere geistige oder kÅr-
perliche Erkrankung oder die Verschlimmerung einer Krankheit ver-
hindert werden kann.

Wenn daher im Falle des Offenburger Arztes sich herausgestellt haben
wÑrde, daÉ er nach sorgfÄltiger Ärztlicher PrÑfung der äberzeugung
hÄtte sein kÅnnen, daÉ die Sterilisierung zu Heilzwecken geboten sei,
so hÄtte, die Einwilligung des zu Sterilisierenden vorausgesetzt, eine
strafbare Handlung nicht vorgelegen. An dieser medizinisch einwand-
freien Grundlage hat es offenbar gefehlt.

Sterilisierungen aus sozialen oder eugenischen GrÑnden vorzunehmen,
ist bei dem heutigen Stande von Gesetz und Rechtsprechung, auch
wenn die Einwilligung vorliegt, dringend zu widerraten. Der Arzt
wird immer damit rechnen mÑssen, daÉ eine aus den genannten GrÑn-
den erteilte Einwilligung als ein VerstoÉ gegen die guten Sitten und
daher als bedeutungslos angesehen wird. Der in gegenteiliger An-
schauung gegrÑndete Glaube des Arztes an die Berechtigung eines
Eingrifis unter solchen Voraussetzungen kann ihn nicht schÑtzen, da
die Gerichte der Ansicht des Reichsgerichts folgend einen solchen Irr-
tum als einen rechtlich nicht beachtbaren Strafrechtsirttum ansehen
werden. Wenn in dem Urteil des Offenburger Landgerichts ausgefÑhrt
ist, daÉ eine Einwilligung, die dem Wunsche entspringt, durch Sterili-
sierung vergrÅÉerter Belastung und wachsender Not vorzubeugen,
mit Recht nicht anerkannt werden kÅnne und dem sittlichen und reli-
giÅsen Empfinden weiter Volkskreise widerspreche, so ist damit weit-
verbreiteten Anschauungen Ausdruck verliehen.

Auch auf der Tagung der Internationalen kriminalislischen Vereini-
gung in Frankfurt a. M. im September 1932 ist von vielen Seiten auf
das Bedenkliche, eine soziale Indikation anerkennen zu wollen, hin-
gewiesen, und der gefaÉte BeschluÉ, auch die Zulassung der Unfrucht-
barmachung aus sozialen GrÑnden zu empfehlen, ist nur gegen eine
starke Minderheit angenommen. Soweit Gesetze oder GesetzentwÑrfe
Ñber Unfruchtbarmachung in europÄischen Staaten vorliegen (ich
stÑtze mich auf die Zusammenstellung von J. Brassarc in Z. f. Straf-
rechtswiss. 1932 S.477) ist eine Sterilisierung aus sozialen GrÑnden
nicht vorgesehen. Anders liegt es schon mit der eugenischen Indi-
kation, fÑr deren Zulassung de lege ferenda wichtige GrÑnde ins Feld
gefÑhrt werden kÅnnen. Auf der Tagung der Internationalen krimi-
nalistischen Vereinigung ist denn auch von Erbbiologen darauf hin-
gewiesen, daÉ bei manchen Krankheiten sich eine empirische Erbpro-
gnose mit solcher Wahrscheinlichkeit aufstellen lasse, daÉ zuverlÄssige
Anhaltspunkte dafÑr bestÄnden, bei welchen Typen im eigenen und
im Rasseninteresse eine Fortpflanzung vermindert werden sollte. Ein
erbbiologischer SachverstÄndiger werde sich nur relativ selten hin-
sichtlich der Notwendigkeit eugenisch ausmerzender MaÉnahmen irren.
Danach ist beschlossen worden, den ErlaÉ eines Reichsgesetzes zu emp-
fehlen, das die Voraussetzungen und die AusfÑhrung der Unfrucht-
barmachung aus eugenischen GrÑnden nach dem Stande der medizini-
schen und erbbiologischen Wissenschaft regelt.

Mit diesem bedeutsamen BeschluÉ tritt die Internationale kriminali-
stische Vereinigung an die Seite der Forensisch-psychiatrischen Ver-
einigung in Dresden, welche in ihrer bekannten EntschlieÉung eben-
falls eine gesetzliche Regelung der Unfruchtbarmachung aus eugeni-
schen GrÑnden befÑrwortet, àdamit nicht nur Ürzte und BehÅrden, die
in bester Absicht den Eingriff vornehmen und zulassen, vor Strafe ge-
schÑtzt werden, sondern vor allem auch MiÉbrauch und damit schwe-
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